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Einleitung und Gang der Untersuchung

A. Einleitung

Eine der effektivsten Formen der Werbung ist bekanntlich die persönliche Emp­
fehlung. Im Vergleich zur werblichen Außendarstellung eines Unternehmens 
sind Erfahrungsberichte aus dem sozialen Umfeld vermeintlich unbefangen, 
weshalb ihnen ein hohes Vertrauen entgegengebracht wird.1 Zudem stehen die 
Empfehlenden mit dem eigenen Namen für ihren Rat ein – riskieren also mit der 
Empfehlung ihren eigenen Ruf.2

Das Vertrauen in die Meinung anderer beschränkt sich jedoch nicht auf den 
engeren Bekanntenkreis. Auch das Urteil Fremder hat bei der Auswahl von 
Dienstleistern und bei Kaufentscheidungen Gewicht.3 Schließlich stehen nicht 
immer andere Personen zur Verfügung, die tatsächlich Erfahrungen mit dem 
gewünschten Produkt oder einer weniger alltäglichen Dienstleistung (z. B. fach­
medizinische Behandlung oder Rechtsberatung) gesammelt haben. In den ver­
gangenen Jahren haben sich Bewertungsplattformen angeschickt, diesbezügliche 
Lücken im Bereich der Konsumenteninformation zu schließen. Seither sind An­
gehörige praktisch aller Berufsgruppen öffentlich zugänglichen Werturteilen zu 
ihren Dienstleistungen ausgesetzt. Auch beim Online-Shopping, bei der Urlaubs
planung oder bei der Auswahl des passenden Weines dienen die Erfahrungs
berichte anderer als Entscheidungshilfe.

1  So vertrauen nach einer repräsentativen Umfrage des Marktforschungsunternehmens 
Nielsen 83  % der Befragten den persönlichen Empfehlungen von Bekannten, vgl. The Nielsen 
Company, Global Trust in Advertising Report 2015, S.  4, verfügbar unter https://www.nielsen.
com/wp-content/uploads/sites/3/2019/04/Global20Trust20in20Advertising20Report20Septem 
ber202015-4.pdf; Siehe auch Reichelt, Informationssuche und Online-Word-of-Mouth, 2013, 
S.  1 ff., wonach die persönliche Information realitätsnah und, mangels kommerzieller Hinter
gedanken, besonders glaubwürdig wirkt.

2  Reichheld, 81(12) Harvard Business Review (2003), 46 (48).
3  Dieser Umstand wird auch anhand der zunehmenden Popularität des Influencer-Marketings 

manifest. Vgl. zur Bedeutung von Influencern in der PR-Arbeit Lettmann, GRUR 2018, 1206 
(1208 ff.).



2 Einleitung und Gang der Untersuchung

Onlinebewertungen tragen mithin zur Transparenz in Marktverhältnissen bei, 
die für Konsumenten oft undurchsichtig sind.4 Allerdings bestehen angesichts 
der Verlagerung der „Mund-zu-Mund-Propaganda“ vom Bekanntenkreis hinein 
in die grundsätzlich weltweite Öffentlichkeit des Internets auch erhebliche Ge­
fahren für die Reputation des Bewerteten.5 Einerseits können positive Rezen
sionen das Geschäft des Bewerteten befördern. Andererseits kann ein schlechter 
Bewertungsdurchschnitt oder eine vernichtende Kritik zuweilen auch negative 
wirtschaftliche Folgen nach sich ziehen.

Deshalb verwundert es nicht, dass Streitigkeiten über Onlinebewertungen die 
Rechtsprechung seit geraumer Zeit beschäftigen. Wenngleich das Grundsatz
urteil zum Lehrerbewertungsportal spickmich.de bereits mehr als zehn Jahre zu­
rückliegt, bestehen im Einzelnen noch immer zahlreiche offene Rechtsfragen.

Diese Untersuchung greift hiervon schwerpunktmäßig die Problematik des 
Nebeneinanders von Äußerungs- und Datenschutzrecht heraus.

Onlinebewertungen tangieren den Betroffenen zunächst in den Ausprägungen 
seines allgemeinen Persönlichkeitsrechts nach dem GG. Da eine Bewertung aber 
zugleich ein personenbezogenes Datum darstellt, das durch das Portal automati­
siert verarbeitet wird, ist auch der Anwendungsbereich der DSGVO eröffnet.6 
Zwar dienen beide Schutzregimes dem Persönlichkeitsschutz, jedoch offenbaren 
sich bei eingehenderer Betrachtung teils erhebliche konzeptionelle Divergenzen. 
So unterscheiden sich beide Ansätze etwa in Bezug auf das vornehmlich mit­
gliedstaatliche Gepräge des Äußerungsrechts im Gegensatz zum unionsrechtlich 
überformten Datenschutzrecht, ihre verschiedenen zeitlichen Ansatzpunkte (Vor­
feldschutz im Datenschutzrecht vs. ex post-Rechtsschutz im Äußerungsrecht) 
sowie die strengere Formalisierung des Kommunikationsprozesses durch die da­
tenschutzrechtlichen Informations- und Dokumentationspflichten.

Ziel dieser Arbeit ist es, die Unterschiede beider Haftungssysteme im Hinblick 
auf Internetbewertungen herauszuarbeiten und sie einander gegenüberzustellen. 
Ferner wird untersucht, welche Implikationen das jeweilige Schutzregime auf 
die Kommunikationsfreiheiten, auf das öffentliche Informationsinteresse sowie 
auf den Schutz der Persönlichkeit der betroffenen Person hat. Auf Grundlage 
dieser Befunde wird ein eigener Ansatz zur Auflösung des Konkurrenzverhält­
nisses herausgearbeitet, der dem angemessenen Schutz aller Beteiligten gerecht 
zu werden sucht. Dabei wird insbesondere virulent, inwieweit das datenschutz­
rechtliche Medienprivileg geeignet ist, als Weichensteller zwischen beiden 

4  Dies im Bereich des Gesundheitswesens anerkennend: BGHZ 217, 340 Rn.  14; vgl. auch 
BGHZ 202, 242 Rn.  40.

5  Vgl. Schoch, in: Sachs/Siekmann (Hrsg.), FS Stern zum 80.  Geburtstag, 1491 (1503); siehe 
auch v. Lewinski, RW 2011, 70 (81): „neue Gefährdungen für das Persönlichkeitsrecht“.

6  Vgl. Art.  2 Abs.  1 DSGVO.
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Rechtsgebieten zu fungieren. Abschließend wird ein Reformvorschlag für ein 
weiter gefasstes Medienprivileg unterbreitet, das auch Kommunikationsformen 
ohne publizistisch-journalistischen Anspruch erfasst.

B. Gang der Untersuchung, thematische Ein- und Ausgrenzungen 
und Erkenntnisinteresse

Aus dem vielfältigen Spektrum der im Internet angebotenen Bewertungsmög­
lichkeiten werden lediglich personenbezogene Bewertungen berücksichtigt.7 
Grund dafür ist, dass nur diese die persönlichkeitsrechtlichen Fragestellungen 
und Konkurrenzprobleme aufwerfen, denen hier nachgegangen werden soll. We­
gen der Schwerpunktsetzung auf den datenschutz- und äußerungsrechtlichen 
Persönlichkeitsschutz werden auch lauterkeitsrechtliche Fragen außen vor gelas­
sen.

Die Arbeit untergliedert sich in drei Teile.
Teil  1 führt in die tatsächlichen Hintergründe des Onlinebewertungswesens 

ein, bevor das Konkurrenzverhältnis zwischen Äußerungs- und Datenschutz­
recht aufgezeigt wird.

Eingangs werden überblicksartig die Entwicklung des Bewertungsportalmark­
tes, das aktuelle Angebot von Personenbewertungsmöglichkeiten und die Ge­
schäftsmodelle der Portale zusammengefasst. Ferner wird, unter Berücksichti­
gung soziologischer, wirtschaftswissenschaftlicher und entscheidungspsycholo­
gischer Erkenntnisse, dargestellt, wie Bewertungen das Verhalten der Verbraucher 
beeinflussen (Kapitel  A). Anschließend wird herausgearbeitet, dass auf die Be­
wertungsabgabe und den allgemeinen Betrieb des Portals sowohl das Daten­
schutzrecht als auch das Äußerungsrecht Anwendung finden – beide Rechtsge­
biete stehen also in Konkurrenz zueinander (Kapitel  B).

Jenem Konkurrenzverhältnis sind die nachfolgenden Kapitel gewidmet (Teil  2). 
In diesem Teil der Untersuchung werden die Konsequenzen der datenschutz­
rechtlichen und der äußerungsrechtlichen Betrachtung von Bewertungen verglei­
chend gegenübergestellt. Vier Aspekte, in denen sich der unterschiedliche Zu­
griff beider Rechtsgebiete auswirkt, werden dabei herausgehoben.

Zunächst unterscheiden sich im Datenschutz- und Äußerungsrecht die jeweils 
anwendbaren Grundrechtsebenen. Dies schlägt sich – neben den Letztentschei­
dungsbefugnissen – sowohl in der Einschlägigkeit einzelner Grundrechtsinteres­
sen als auch in den Abwägungskriterien nieder (Kapitel  A). Weiterhin ergeben 

7  Produktbezogene Bewertungen bleiben daher in dieser Darstellung außen vor, hierzu aus­
führlich Wilkat, Bewertungsportale im Internet, S.  59 ff.

B. Gang der Untersuchung und thematische Ein- und Ausgrenzungen
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sich, bedingt durch die konzeptionelle Anlage von Äußerungs- und Datenschutz­
recht, Unterschiede hinsichtlich der Verantwortlichkeitsbegriffe. So macht der 
Vorfeldcharakter des Datenschutzrechts eine von konkreten Rechtsverletzungen 
losgelöste Verantwortlichkeitszuweisung notwendig. Diesem technisch gepräg­
ten Verantwortlichkeitsbegriff steht ein stärker inhaltsbezogenes äußerungsrecht­
liches Verständnis gegenüber, das eine gestufte Haftungszuweisung ermöglicht. 
(Kapitel  B). Da es sich bei Bewertungen um nutzergenerierte Inhalte handelt, 
muss ferner diskutiert werden, inwieweit sich Bewertungsportale auf Haftungs­
privilegierungen berufen können. Im Datenschutzrecht wird diese Frage durch 
das unklare Verhältnis zwischen DSGVO und ECRL und das datenschutzim
manente Verständnis von Verantwortlichkeit und Haftung verkompliziert (Kapi­
tel  C). Zuletzt ergeben sich hinsichtlich der Auskunftsmöglichkeiten des Bewer­
teten Unterschiede. Im Äußerungsrecht wird der Anonymitätsschutz des Bewer­
tenden betont und ist materiellrechtlich durch das TTDSG abgesichert. Die 
Informationspflichten der DSGVO verpflichten das Bewertungsportal dagegen 
grundsätzlich zur proaktiven Preisgabe der Identität des Bewertenden gegenüber 
dem Bewerteten, wobei sich der Anonymitätsschutz durch Ausnahmevorschrif­
ten als lückenhaft erweist (Kapitel  D).

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass eine äußerungsrechtliche Beur­
teilung tendenziell eher die kommunikations- und informationsfreiheitlichen 
Interessen betont, wohingegen die Anwendung des Datenschutzrechts betroffe­
nenfreundlicher ist. Dies wird insbesondere in den Abwägungsregeln, den grund
legenden Schutzkonzeptionen sowie in der Anwendbarkeit der Haftungsprivile
gien manifest. Darüber hinaus führt eine Anwendung des Datenschutzrechts zur 
stärkeren Prozeduralisierung der Online-Kommunikation und dadurch ggf. zu 
Hemmnissen im Meinungsaustausch. Diese Auswirkungen lassen sich auf das 
vorfeldbezogene Verständnis der Verantwortlichkeit und die proaktiven Verhal­
tenspflichten zurückführen.

Der letzte Teil der Untersuchung (Teil  3) nimmt sich der Frage an, wie die 
überschießenden Wirkungen des Datenschutzrechts auf die öffentliche Kommu­
nikation durch das Medienprivileg entschärft werden können. Die Erkenntnisse 
der vorangegangenen Kapitel ermöglichen es, hierbei die darin identifizierten, 
kommunikationshemmenden Implikationen des Datenschutzrechts aufzugreifen. 
Das gegenwärtige Verständnis der Rechtsprechung, wonach das Medienprivileg 
auf Bewertungsportale keine Anwendung findet, erweist sich mit Blick auf die 
unionsrechtlichen Derogationsmöglichkeiten und das tatsächliche Bedürfnis nach 
datenschutzrechtlichen Ausnahmen für niedrigschwellige Kommunikationsfor
men als zu eng. Das bislang vornehmlich auf professionellen Journalismus abzie­
lende Medienprivileg muss deshalb um einen Auffangtatbestand ergänzt werden. 
Nachdem herausgearbeitet wurde, nach welchen Kriterien sich freistellungsbe­
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dürftige Kommunikationsakte identifizieren lassen, und welche Vorgaben das 
Unionsrecht dabei setzt, wird ein Reformvorschlag für ein solches „Auffang
medienprivileg“ unterbreitet. Abgegrenzt wird dabei anhand einer strukturmerk­
malsorientierten Betrachtung, wonach die kommunikative Natur des Verarbei­
tungszwecks entscheidend ist. Auf diese Weise können massenkommunikative 
Verarbeitungsprozesse anhand der hierauf zugeschnittenen äußerungsrechtlichen 
Wertungen beurteilt werden. Auf der anderen Seite wird die betroffene Person 
durch den „minimalinvasiven“ Charakter der Methode geschützt, da Verarbei­
tungssituationen, in denen das Datenschutzrecht zur Konfliktlösung strukturell 
geeigneter ist, weiterhin nach der DSGVO beurteilt werden.

Zuletzt werden die zentralen Thesen der Untersuchung im Rahmen einer 
Schlussbetrachtung zusammengefasst.

B. Gang der Untersuchung und thematische Ein- und Ausgrenzungen





1.  Teil

Tatsächliche Hintergründe und Eröffnung  
des Konkurrenzverhältnisses

A. Phänomenologie der Bewertungsportale:  
Entwicklung, Relevanz und Geschäftsmodelle

Vor der rechtswissenschaftlichen Auseinandersetzung soll zunächst der Unter
suchungsgegenstand Bewertungsportale näher umrissen werden. Nach einem 
Überblick über die historische Entwicklung von Bewertungsportalen und einer 
Bestandsaufnahme der momentan bedeutsamsten Angebote erfolgt eine wirt­
schaftswissenschaftliche Aufarbeitung. Es wird herausgearbeitet, inwiefern Be­
wertungen die Entscheidung der Konsumenten beeinflussen und welche Bedeu­
tung sie für die Bewerteten haben. Für die spätere rechtliche Wertung ist in die­
sem Zusammenhang auch relevant, auf welchen Geschäftsmodellen die Portale 
basieren und inwieweit die Bewertungsportale wirtschaftlich von den Bewerte­
ten abhängig sind.

I. Was ist ein Bewertungsportal?

Unter dem Begriff Bewertungsportal werden Systeme zusammengefasst, in de­
nen Ressourcen verschiedenster Art, bspw. Artikel oder Dienstleistungen von 
den Benutzern des Systems begutachtet werden.1 Ihren Charakter als „Portal“ 
erlangen sie dadurch, dass sie es den Internetnutzern ermöglichen, zur Informa­
tionsbeschaffung nicht mühsam nach einzelnen Erfahrungsberichten suchen zu 
müssen, sondern diese zentral und übersichtlich auf einer Internetseite vorzufin­
den.2 Indem die Portale die Informationen strukturieren und aufarbeiten, erleich­

1  Kartal/Doerfel/Roßnagel/Stumme, in: Heiß/Pepper/Schlinghoff/Schneider (Hrsg.), INFOR­
MATIK 2011, 412, vollständig verfügbar unter https://www.user.tu-berlin.de/komm/CD/paper/ 
090222.pdf.

2  Ingold, Die Verwaltung 48 (2015), 525 (526) bevorzugt für verwandte Internetdienstleis­
tungen den Begriff der Datenbank, weist aber darauf hin, dass sich im allgemeinen juristischen 
Sprachgebrauch der Begriff des Portals durchgesetzt habe. Für die Bezeichnung als „Platt­
form“ dagegen die Leitlinien zur Umsetzung/Anwendung der Richtlinie 2005/29/EG über un­
lautere Geschäftspraktiken, 25.5.2016, COM (2016), S.  137.
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tern sie die Recherche ihrer Nutzer.3 Von Nutzern betriebene Blogs zu einem 
bestimmten Thema, etwa zur Bewertung der Restaurants in der Region, stellen 
mithin keine Bewertungsportale dar.4 Nach dem hier vertretenen Begriffsver­
ständnis sind ferner nur Dienstanbieter, bei denen die Verbreitung von Bewertun­
gen einen Kernbestandteil des Angebots darstellt, Bewertungsportale.5 Gleich­
wohl werden im Folgenden nicht nur eigens zu diesem Zweck betriebene Seiten, 
sondern auch die Bewertungsmöglichkeiten innerhalb breiter aufgestellter Inter­
netplattformen – wie etwa Google und Facebook – beleuchtet, da sich bezüglich 
der dort abgegebenen Bewertungen vergleichbare rechtliche Probleme ergeben.

II. Anfänge und Entwicklung

1. Beginn: Portale mit breitem Spektrum

Anfang der 2000er-Jahre kamen im deutschsprachigen Raum die ersten Bewer­
tungsportale auf. Neben Bewertungssystemen für E-Commerce-Transaktionen, 
die in elektronischen Marktplätzen wie eBay und Amazon eingebettet waren, ent­
standen nunmehr Webseiten, die sich nur auf die Verbreitung von Nutzerbewer­
tungen konzentrierten. Viele dieser Portale zeichneten sich dadurch aus, dass sie 
zahlreiche Branchen abdeckten.6 Auf ciao.de, das 1999 gegründet und Anfang 
2018 eingestellt wurde, war es möglich, Bewertungen zu mehr als sechs Mil
lionen verschiedenen Produkten aus über zwanzig Kategorien zu verfassen.7  
Ein vergleichbares, ressortübergreifendes Konzept verfolgte das mittlerweile 
ebenfalls offline genommene Portal dooyoo.de. Ferner konnten auf Seiten wie 
yelp.com und qype.com, das 2013 in ersterem aufging, Dienstleistungen aller Art 
bewertet werden.8

2. Zunehmende Ausdifferenzierung

Mit der Zeit ließ sich eine Tendenz zur stärkeren Spezialisierung der jeweiligen 
Angebote beobachten. So gibt es derzeit für nahezu jede Berufsgruppe eigene 

3  Kühl, Staatlich finanzierte Bewertungsportale Privater, S.  10.
4  So auch Arslan, Vertrauen in Onlinebewertungen, S.  6 f.
5  Damit fallen die vornehmlich im Bereich des Warenhandels verbreiteten Vergleichsportale 

aus dem Untersuchungsgegenstand heraus, die zum Teil  Bewertungen aggregieren, ohne aber 
selbst eine Bewertungsabgabe zu ermöglichen.

6  Vgl. Boehme-Neßler, K&R 2016, 637.
7  https://web.archive.org/web/20081125141454/http://www.ciao-group.com/fileadmin/me 

dia/downloads/de/presse/ciao-de_factstheet_final.pdf.
8  Vgl. Wilkat, Bewertungsportale im Internet, S.  37 ff. zur genaueren Ausgestaltung der frü­

hen Angebote.
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Bewertungsportale, bspw. für Rechtsanwälte,9 Handwerker,10 Hochschullehrer11 
und das Gastgewerbe. Besonders große Aufmerksamkeit wurde in der juristi­
schen Diskussion jedoch Ärztebewertungsportalen zuteil, nicht zuletzt dadurch, 
dass die bewerteten Ärzte durch ihre Bemühungen, Bewertungen oder gar ihr 
gesamtes Profil löschen zu lassen, die Rechtsprechung wesentlich prägten. Zu­
dem etablierten sich mehrere Portale zum Bewerten von Arbeitgebern durch ehe­
maliges und aktuelles Personal.12

3. Implementierung in soziale Netzwerke und Plattformen

In den vergangenen Jahren war neben der zunehmenden Spezialisierung auch ein 
Trend zur Einführung von Bewertungsmöglichkeiten auf großen Online-Plattfor­
men zu beobachten. Seit 2012 ermöglicht es Facebook, Bewertungen auf den 
Seiten von Unternehmen zu hinterlassen. Diese werden prominent im Feed und 
auf Wunsch auch in den Thumbnails angezeigt. Eine ähnliche Strategie verfolgt 
Google mit seiner Rezensionsfunktion,13 die durch ihre Verknüpfung mit ande­
ren Google-Services eine erhebliche Breitenwirkung erzielt. So wird der Durch­
schnittswert der Bewertungen direkt neben den Suchergebnissen angezeigt, wäh­
rend sich weiter unten zusätzliche Textbewertungen finden. Außerdem sind die 
Bewertungen beim Klick auf das bewertete Unternehmen auf der Landkarte in 
Google Maps sichtbar. Dort lassen sich nicht nur Dienstleistungen, sondern auch 
Orte und Sehenswürdigkeiten bewerten. Neben den auf Google-Diensten abge­
geben Bewertungen bettet Google auch Nutzerbewertungen ein, die von anderen 
Bewertungsportalen herrühren.14

Auch in anderen sozialen Medien werden zunehmend Produkttests durchge­
führt (z. B. Unboxing-Videos und Testberichte auf YouTube), die hier jedoch, an­
gesichts des thematischen Zuschnitts der Arbeit auf Personenbewertungen, nicht 
näher untersucht werden.

9  https://www.anwalt.de/verzeichnis/bewertungen.php
10  https://www.my-hammer.de.
11  https://www.meinprof.de.
12  https://www.kununu.com; https://www.glassdoor.de/index.htm; Ausführlich zu Arbeit

geberbewertungsportalen Hinrichs/Hörtz, NJW 2013, 648.
13  Mit dem Service GoogleMyBusiness erhalten Gewerbetreibende die Möglichkeit, an pro­

minenter Position neben den ersten Suchergebnissen Informationen zu Öffnungszeiten, Kon­
taktdaten, Neuigkeiten aber auch Kundenbewertungen zu veröffentlichen, https://www.google.
com/intl/de_de/business/.

14  Vgl. nur Hoffer/Lehr, NZKart 2019, 10 (18). Teils geschieht dies gegen den Willen der 
Bewertungsportale, die jedoch wegen der anderenfalls drohenden Auslistung aus den Such
ergebnissen von weiteren Schritten absehen.
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III. Überblick über die bestehenden Portale

Das Spektrum der am Markt tätigen Bewertungsportale lässt sich in zwei Typen 
unterteilen: Produkt- und Personenbewertungsportale.

Produktbewertungen sind häufig in die Web-Präsenz von E-Commerce-Unter­
nehmen integriert (z. B. auf Amazon). Zuweilen werden Kunden auch nach dem 
Abschluss einer Transaktion zur Abgabe einer Bewertung zum Produkt aufgeru­
fen. Darüber hinaus existieren zahlreiche Vergleichsportale, die neben einem 
Preisvergleich auch Bewertungen anzeigen.15 Jene Vergleichsportale verlinken 
regelmäßig direkt zur Produktseite des jeweiligen Anbieters und ermöglichen 
eine gezieltere Recherche, ohne die Seite jedes Anbieters einzeln aufrufen zu 
müssen.

Daneben existieren zahlreiche Bewertungsportale für Dienstleistungen, die in 
unterschiedlichem Maße mit der Person verknüpft sind, die diese erbringt. Wie 
stark der Persönlichkeitsbezug der Bewertungen jeweils ist, beurteilt sich nach 
Art der Dienstleistung. So tritt ein Onlinehändler bei der Abwicklung eines 
Kaufvertrages allenfalls beim Kontakt zum Kundenservice persönlich mit dem 
Käufer in Kontakt. Eine Bewertung seiner Leistung bezieht sich folglich nur 
beschränkt auf seine Person. Demgegenüber zeichnen sich andere Dienstleistun­
gen, wie etwa die ärztliche oder anwaltliche Beratung, durch die Nähe des Kun­
den zur Dienstleitung sowie durch einen stärkeren Bezug zur Persönlichkeit des 
Dienstleisters aus.16 Insbesondere im Bereich solcher kundennaher Dienstleis­
tungen (z. B. Gesundheitswesen, Anwaltschaft und Tourismusbranche) haben 
Bewertungsportale Bedeutung erlangen können.17 Gerade im medizinischen Be­
reich konnten sich folglich zahlreiche Bewertungsportale etablieren,18 ebenso im 
Gastgewerbe.19

Auch im Bildungsbereich erfreuten sich Bewertungsportale zeitweise größe­
rer Beliebtheit.20 Der Austausch über das Lehrpersonal an Universitäten verla­

15  U. a. https://www.idealo.de/; https://www.billiger.de/; https://www.check24.de/. 
16  Martini, DÖV 2010, 573 (574).
17  Büscher, GRUR 2017, 433 (433).
18  Beispielhaft seien hier nur Jameda, der AOK-Arztnavigator, Sanego und die Weiße Liste 

genannt. Siehe Emmert/Meszmer, 80(10) Gesundheitswesen (2018), 851 ff. für einen umfas­
senden Überblick über die bestehenden Ärztebewertungsportale, deren Bekanntheitsgrad und 
das Ausmaß ihrer Nutzung.

19  Hier sind etwa TripAdvisor, Yelp und golocal, neben den in Facebook und Google einge­
bundenen Bewertungsmöglichkeiten, besonders bedeutsam.

20  Besonders bekannt wurde, nicht zuletzt wegen des Verfahrens vor dem BGH (BGHZ 
181, 328), das Lehrerbewertungsportal spickmich.de, das 2014 eingestellt wurde. In Österreich 
startete Ende 2019 die App Lernsieg, (https://play.google.com/store/apps/details?id=com.lern­
sieg&hl=de&gl=US) mit der ebenfalls Lehrkräfte bewertet werden können. Darüber hinaus 
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